
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die VOLKSWAGEN AKTIENGESELLSCHAFT

Vermerk über die Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts

Prüfungsurteile

Wir haben den Konzernabschluss der VOLKSWAGEN AKTIENGESELLSCHAFT,
Wolfsburg, und ihrer Tochtergesellschaften (der Konzern) – bestehend aus der
Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung und der Konzern-Gesamtergebnisrechnung
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020, der Konzernbilanz
zum 31. Dezember 2020, der Konzern-Eigenkapitalveränderungsrechnung und der
Konzern-Kapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2020 sowie dem Konzernanhang, einschließlich einer Zusammen-
fassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben
wir den Konzernlagebericht, der mit dem Lagebericht der Gesellschaft zusammen-
gefasst wurde, der VOLKSWAGEN AKTIENGESELLSCHAFT für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. Die in der Anlage zum Bestätigungs-
vermerk genannten Bestandteile des Konzernlageberichts sowie die dort aufgeführ-
ten Informationen des Unternehmens außerhalb des Geschäftsberichts, auf die im
Konzernlagebericht verwiesen wird, haben wir in Einklang mit den deutschen
gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den
IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315e
Abs. 1 HGB anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung dieser Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum
31. Dezember 2020 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 und

• vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild
von der Lage des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser
Konzernlagebericht in Einklang mit dem Konzernabschluss, entspricht den
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum Konzern-



lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der in der Anlage zum Bestäti-
gungsvermerk genannten Bestandteile des Konzernlageberichts.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des Kon-
zernlageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts in
Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung
(Nr. 537/2014; im Folgenden „EU-APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts“ unseres Bestätigungs-
vermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von den Konzernunternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.
Darüber hinaus erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir
keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht
haben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum
Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht zu dienen.

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Konzernabschlusses

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unse-
rem pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Konzern-
abschlusses für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 waren.
Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Konzern-
abschlusses als Ganzem und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berück-
sichtigt; wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab.



Nachfolgend beschreiben wir die aus unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungs-
sachverhalte:

1. Bilanzielle Behandlung der Risikovorsorgen für die Dieselthematik

Gründe für die Bestimmung als besonders wichtiger Sachverhalt

Aufgrund von Hinweisen auf Unregelmäßigkeiten bei Abgasemissionen von Diesel-
motoren in bestimmten Fahrzeugen des Volkswagen Konzerns leiteten Regierungs-
behörden zahlreicher Länder (insbesondere in Europa, den USA und Kanada) in den
vergangenen Jahren Untersuchungen ein, die noch nicht vollumfänglich abge-
schlossen sind.

Als Ergebnis eigener und behördlicher Feststellungen wurden vom Volkswagen Kon-
zern für die betroffenen Fahrzeuge in den verschiedenen Ländern teils unterschied-
liche Maßnahmen durchgeführt, die Hard- und Softwaremaßnahmen, Fahrzeug-
rückkäufe, die frühzeitige Beendigung von Leasingverhältnissen sowie teilweise Aus-
gleichszahlungen an Fahrzeughalter umfassen. Die Hard- und Softwaremaßnahmen
sind zum Bilanzstichtag weitestgehend abgeschlossen. Die Risikovorsorgen für die
Dieselthematik umfassen im Wesentlichen Rückstellungen aus strafrechtlichen,
behördlichen und zivilrechtlichen Verfahren. Darüber hinaus bestehen rechtliche
Risiken aus weiteren strafrechtlichen und behördlichen Verfahren sowie zivilrecht-
lichen Klagen insbesondere von Kunden und Wertpapierinhabern.

Die zum 31. Dezember 2020 gebildeten Rückstellungen und die im Konzernanhang
ausgewiesenen Eventualverbindlichkeiten unterliegen infolge der fortlaufenden um-
fangreichen strafrechtlichen und behördlichen Ermittlungen und Verfahren, der
Komplexität der verschiedenen Sachverhalte und der Entwicklung der Rechtspre-
chung sowie der Marktbedingungen für gebrauchte Dieselfahrzeuge einem erheb-
lichen Schätzrisiko. Ob und in welcher Höhe für die rechtlichen Risiken aus der Diesel-
thematik Rückstellungen zu bilden oder Eventualverbindlichkeiten anzugeben sind,
ist dabei in hohem Maße durch die Einschätzungen und Annahmen der gesetzlichen
Vertreter beeinflusst. Wie im Konzernanhang im Abschnitt „Wesentliche Ereignisse“
und im Konzern-Lagebericht im Abschnitt „Prognose-, Risiko- und Chancenbericht“
dargestellt, haben die gesetzlichen Vertreter bei ihren Einschätzungen und Annah-
men insbesondere berücksichtigt, dass die bisherigen Ergebnisse der verschiedenen
eingeleiteten Maßnahmen zur Aufklärung der Dieselthematik unverändert keine
Bestätigung dafür gegeben haben, dass Vorstandsmitglieder der Gesellschaft vor
Sommer 2015 Kenntnis von einer bewussten Manipulation der Steuerungssoftware
hatten.



Aufgrund der betragsmäßigen Bedeutung der bilanziellen Vorsorgen sowie des
Umfangs der Annahmen und Ermessensspielräume der gesetzlichen Vertreter war
dieser Sachverhalt im Rahmen unserer Prüfung einer der bedeutsamsten Sach-
verhalte.

Prüferisches Vorgehen

Zur Beurteilung des Ansatzes sowie der Bewertung der Rückstellungen für Rechts-
risiken und des Ausweises von Eventualverbindlichkeiten aus Rechtsrisiken infolge
der Dieselthematik haben wir im Rahmen einer risikoorientierten Auswahl bedeut-
samer Vorgänge neben vorliegenden behördlichen Bescheiden und gerichtlichen
Urteilen insbesondere Arbeitsergebnisse und Stellungnahmen von Experten, die
durch die gesetzlichen Vertreter des Volkswagen Konzerns beauftragt wurden,
gewürdigt. Darüber hinaus haben wir unter Einbindung eigener Rechts- und Forensik-
Experten regelmäßig Gespräche mit der internen Rechtsabteilung sowie den von den
gesetzlichen Vertretern des Volkswagen Konzerns beauftragten externen Rechts-
anwälten geführt, um uns die aktuellen Entwicklungen und Gründe, die zu den
Einschätzungen bezüglich der laufenden Verfahren geführt haben, erläutern zu
lassen. Erhaltene externe Rechtsanwaltsbestätigungen haben wir mit der von den
gesetzlichen Vertretern getroffenen Risikoeinschätzung abgeglichen. Zur Beurtei-
lung der Vollständigkeit der Rückstellungen erfolgte darüber hinaus auch eine
regelmäßige Durchsicht öffentlich verfügbarer Informationen, wie z. B. Medien-
berichterstattung.

Wir haben zudem das Mengen- und Wertgerüst der Rückstellungen und Eventual-
verbindlichkeiten für einzelne Sachverhalte anhand eingegangener Klageschriften,
geschlossener Vergleiche und ergangener Urteile stichprobenartig überprüft. Weiter-
hin haben wir in Bezug auf das Wertgerüst, soweit beobachtbar, die aktuellen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter mit Erfahrungswerten der Vergangenheit
abgeglichen. Für wesentliche Zuführungen zu den Rückstellungen haben wir unter-
sucht, inwieweit diese auf neuen Sachverhalten bzw. auf Änderungen in den Schätz-
parametern beruhen und hierzu entsprechende Nachweise eingeholt. Zur Analyse
wesentlicher Inanspruchnahmen der Rückstellungen haben wir in Stichproben unter-
sucht, ob diese auf abgeschlossenen Vergleichen bzw. ergangenen Urteilen beruhen
und entsprechende Zahlungen geleistet wurden.

Weiterhin wurden die eingeleiteten Untersuchungen hinsichtlich des zeitlichen
Informationsstandes ehemaliger und jetziger Vorstandsmitglieder zur Dieselthematik
durch Befragungen der gesetzlichen Vertreter sowie der mit der Durchführung der



Untersuchung beauftragten externen Anwaltskanzleien unter Einbeziehung eigener
Forensik-Experten nachvollzogen und gewürdigt.

Aus unseren Prüfungshandlungen haben sich keine Einwendungen hinsichtlich der
bilanziellen Behandlung der Risikovorsorgen für die Dieselthematik ergeben.

Verweis auf zugehörige Angaben

Die dargestellten Informationen und abgegebenen Erklärungen im Zusammenhang
mit der Dieselthematik einschließlich der Ausführungen zu den zugrundeliegenden
Ursachen, zur Kenntnislage von Vorstandsmitgliedern sowie zu den Auswirkungen
auf diesen Abschluss sind in den Abschnitten „Wesentliche Ereignisse“ sowie
„Rechtsstreitigkeiten“ des Konzernanhangs und im Abschnitt „Risiko- und Chancen-
bericht“, dort im Unterabschnitt „Rechtsrisiken“, des Konzern-Lageberichts enthal-
ten.

2. Werthaltigkeit der Goodwills und der erworbenen Markennamen

Gründe für die Bestimmung als besonders wichtiger Prüfungssachverhalt

Das Ergebnis der Ermittlung eines möglichen Wertminderungsbedarfs der Goodwills
und der erworbenen Markennamen im Rahmen der vorgenommenen Wertminde-
rungstests ist in hohem Maße davon abhängig, wie die gesetzlichen Vertreter die
künftigen Zahlungsmittelzuflüsse einschätzen und die jeweils verwendeten Diskontie-
rungszinssätze bestimmen. Der erzielbare Betrag der zahlungsmittelgenerierenden
Einheiten wird grundsätzlich auf der Basis des Nutzungswerts unter Verwendung von
Discounted-Cashflow-Modellen ermittelt.

Die COVID-19-Pandemie hat sich aufgrund des weltweiten Nachfragerückgangs sowie
der temporären Produktionsunterbrechungen negativ auf die Zahlungsmittelzuflüsse
des Volkswagen Konzerns sowie seiner Marken ausgewirkt. Auch für die Folgejahre
gehen die gesetzlichen Vertreter des Volkswagen Konzerns von einer Beeinträchti-
gung der Zahlungsmittelzuflüsse aus.

Weiterhin bestehen Ermessensspielräume der gesetzlichen Vertreter in der Fest-
legung der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten für Zwecke der Wertminderungs-
tests, der Festlegung der jeweils verwendeten Diskontierungszinssätze sowie der
angenommenen langfristigen Wachstumsraten.



Vor diesem Hintergrund, der Wesentlichkeit der Goodwills und der erworbenen
Markennamen in Relation zur Bilanzsumme, der der Bewertung zugrundeliegenden
Komplexität sowie der im Rahmen der Bewertung vorhandenen Ermessensspielräume
war der Wertminderungstest für die Goodwills und die erworbenen Markennamen im
Rahmen unserer Prüfung einer der bedeutsamsten Sachverhalte.

Prüferisches Vorgehen

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir unter anderem das methodische Vorgehen
zur Durchführung der Wertminderungstests vor dem Hintergrund der entsprechen-
den Regelungen des IAS 36 unter Einbindung von Bewertungsexperten beurteilt.
Dabei haben wir die rechnerische Richtigkeit der verwendeten Bewertungsmodelle
nachvollzogen.

Wir haben auf Basis des internen Berichtswesens des Volkswagen Konzerns beurteilt,
ob für die erworbenen Markennamen die Marken die niedrigste Ebene innerhalb des
Volkswagen Konzerns darstellen, die unabhängig voneinander Zahlungsmittel-
zuflüsse generieren, und ob die Goodwills für interne Managementzwecke auf Ebene
der Marken überwacht werden.

Den im Volkswagen Konzern eingerichteten Planungsprozess haben wir analysiert
und die im Planungsprozess implementierten Kontrollen hinsichtlich ihrer Effektivität
beurteilt. Als Ausgangspunkt haben wir die von den gesetzlichen Vertretern erstellte
und vom Aufsichtsrat zur Kenntnis genommene operative Fünf-Jahresplanung des
Volkswagen Konzerns mit den Planwerten in den zugrunde liegenden Wertminde-
rungstests abgeglichen. Die wesentlichen Prämissen der Planung für ausgewählte
Marken, welchen wesentliche Goodwills sowie erworbene Markennamen zugeordnet
sind, haben wir mit den gesetzlichen Vertretern besprochen sowie zur Beurteilung
der Planungsgenauigkeit einen Abgleich mit den in der Vergangenheit realisierten
Ergebnissen und Zahlungsmittelzuflüssen durchgeführt. Bei unserer Plausibilisierung
der Inputdaten der Wertminderungstests haben wir uns unter anderem auf einen
Abgleich mit allgemeinen und branchenspezifischen Markterwartungen gestützt, die
den erwarteten Zahlungsmittelzuflüssen zugrunde liegen. Die Auswirkungen der
COVID-19-Pandemie auf die Entwicklung der Zahlungsmittelzuflüsse der einzelnen
zahlungsmittelgenerierenden Einheiten haben wir mit den gesetzlichen Vertretern
besprochen und mit aktuellen Markterwartungen verglichen. Im Hinblick auf die
Überleitung der Mittelfristplanung in die Langfristplanung haben wir die Plausibilität
der angenommenen Wachstumsraten durch Abgleich mit beobachtbaren Daten
beurteilt.



Zur Beurteilung der verwendeten Diskontierungszinssätze und Wachstumsraten
haben wir die bei deren Bestimmung herangezogenen Parameter anhand von öffent-
lich verfügbaren Informationen analysiert und die Ermittlung im Hinblick auf die sich
dafür ergebenden Anforderungen des IAS 36 methodisch nachvollzogen.

Ferner haben wir die Sensitivitätsanalysen der gesetzlichen Vertreter beurteilt, um
ein mögliches Wertminderungsrisiko bei einer für möglich gehaltenen Änderung einer
der wesentlichen Annahmen der Bewertung einschätzen zu können.

Aus unseren Prüfungshandlungen haben sich hinsichtlich der Werthaltigkeit der
Goodwills und der erworbenen Markennamen keine Einwendungen ergeben.

Verweis auf zugehörige Angaben

Zu den bezüglich der Goodwills und der erworbenen Markennamen angewandten
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die Angabe im Konzern-
anhang im Abschnitt „Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze“ zu den Immate-
riellen Vermögenswerten. Für die damit in Zusammenhang stehenden Angaben zu
Ermessensausübungen der gesetzlichen Vertreter und zu Quellen von Schätzungs-
unsicherheit sowie zu den Angaben zu den Goodwills und zu den erworbenen Marken-
namen verweisen wir auf die Angabe im Konzernanhang in den Abschnitten „Bilanzie-
rungs- und Bewertungsgrundsätze“, „Schätzungen und Beurteilungen des Manage-
ments“ sowie „Erläuterungen zur Bilanz“ Textziffer 12 „Immaterielle Vermögens-
werte“.

3. Ansatz und Werthaltigkeit von Entwicklungskosten

Gründe für die Bestimmung als besonders wichtiger Prüfungssachverhalt

Wesentliche Voraussetzungen für einen Ansatz von Entwicklungskosten als Vermö-
genswerte sind die Umsetzbarkeit der Entwicklungsprojekte (u.a. die Möglichkeit der
technischen Realisierung, die Absicht zur Fertigstellung sowie die Fähigkeit zur
Nutzung) sowie die erwartete Erzielung eines künftigen wirtschaftlichen Nutzens.
Aufgrund der technologischen Transformation des Volkswagen Konzerns und damit
verbundenen neuen Entwicklungsbereichen (u.a. hohen Investitionen in Elektro-
mobilität, Software und autonomes Fahren) steigt die Komplexität von Forschungs-
und Entwicklungsprojekten. Die Beurteilung der Projektumsetzbarkeit spielt in



diesem Zusammenhang eine zunehmende Rolle und ist mit erhöhten Ermessens-
spielräumen behaftet.

Solange noch keine planmäßige Abschreibung der aktivierten Entwicklungskosten
erfolgt, sind diese mindestens einmal jährlich als Teil der zugehörigen zahlungsmittel-
generierenden Einheit einem Wertminderungstest auf Ebene der als zahlungsmittel-
generierende Einheiten definierten Marken zu unterziehen. Die Annahme der
Erzielung künftigen wirtschaftlichen Nutzens sowie das Ergebnis der Überprüfung der
Werthaltigkeit der aktivierten Entwicklungskosten im Rahmen der vorgenommenen
Analysen und Wertminderungstests ist in hohem Maße davon abhängig, wie die
gesetzlichen Vertreter die künftigen Zahlungsmittelzuflüsse einschätzen und die
jeweils verwendeten Diskontierungszinssätze bestimmen. Der erzielbare Betrag der
zahlungsmittelgenerierenden Einheiten wird grundsätzlich auf der Basis des
Nutzungswerts unter Verwendung von Discounted-Cashflow-Modellen ermittelt. Die
COVID-19-Pandemie hat sich aufgrund des weltweiten Nachfragerückgangs sowie der
temporären Produktionsunterbrechungen negativ auf die Zahlungsmittelzuflüsse des
Volkswagen Konzerns sowie seiner Marken ausgewirkt. Auch für die Folgejahre
gehen die gesetzlichen Vertreter des Volkswagen Konzerns von einer Beeinträchti-
gung der Zahlungsmittelzuflüsse aus.

Vor diesem Hintergrund, der Wesentlichkeit der aktivierten Entwicklungskosten in
Relation zur Bilanzsumme, der Höhe der Forschungs- und Entwicklungsaufwendun-
gen insgesamt sowie der im Rahmen der Bewertung vorhandenen Ermessensspiel-
räume waren der Ansatz von Entwicklungskosten sowie der Wertminderungstest im
Rahmen unserer Prüfung einer der bedeutsamsten Sachverhalte.

Prüferisches Vorgehen

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir den Prozess zur Abgrenzung der Forschungs-
von den Entwicklungskosten, insbesondere im Hinblick auf die Aktivierungsvoraus-
setzungen, gewürdigt. In diesem Zusammenhang haben wir prozessbezogene Kon-
trollen getestet, analytische Prüfungshandlungen wie Vergleiche von Projektbudgets
und Aktivierungsquoten durchgeführt und Unterlagen zur Dokumentation der
Projektumsetzbarkeit eingesehen. Außerdem haben wir das Aktivierungskriterium
des künftigen wirtschaftlichen Nutzens auf der Basis der Annahmen hinsichtlich der
Zahlungsmittelzuflüsse der jeweiligen zahlungsmittelgenerierenden Einheit, der die
aktivierten Entwicklungsleistungen zugeordnet werden, gewürdigt.



Darüber hinaus haben wir unter anderem das methodische Vorgehen zur Bestim-
mung der relevanten zahlungsmittelgenerierenden Einheiten und zur Durchführung
der Wertminderungstests vor dem Hintergrund der entsprechenden Regelungen des
IAS 36 unter Einbindung von Bewertungsexperten beurteilt. Dabei haben wir die
rechnerische Richtigkeit der verwendeten Bewertungsmodelle nachvollzogen, den im
Volkswagen Konzern eingerichteten Planungsprozess analysiert und die im Planungs-
prozess implementierten Kontrollen hinsichtlich ihrer Effektivität beurteilt.

Die wesentlichen Prämissen der Planung für die von uns im Rahmen einer Stichprobe
ausgewählten Marken mit wesentlichen aktivierten Entwicklungskosten haben wir mit
den gesetzlichen Vertretern besprochen sowie zur Beurteilung der Planungsgenauig-
keit einen Abgleich mit den in der Vergangenheit realisierten Ergebnissen und
Zahlungsmittelzuflüssen durchgeführt. Bei unserer Plausibilisierung der Inputdaten
der Wertminderungstests haben wir uns unter anderem auf einen Abgleich mit allge-
meinen und branchenspezifischen Markterwartungen gestützt, die den erwarteten
Zahlungsmittelzuflüssen zugrunde liegen. Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie
auf die Entwicklung der Zahlungsmittelzuflüsse der einzelnen zahlungsmittelgenerie-
renden Einheiten haben wir mit den gesetzlichen Vertretern besprochen und mit
aktuellen Markterwartungen verglichen. Weiterhin haben wir die bei der Bestimmung
der verwendeten Diskontierungszinssätze herangezogenen Parameter anhand von
öffentlich verfügbaren Informationen analysiert und die Berechnung im Hinblick auf
die sich dafür ergebenden Anforderungen des IAS 36 nachvollzogen.

Ferner haben wir die Sensitivitätsanalysen der gesetzlichen Vertreter beurteilt, um
ein mögliches Wertminderungsrisiko bei einer für möglich gehaltenen Änderung einer
der wesentlichen Annahmen der Bewertung einschätzen zu können.

Aus unseren Prüfungshandlungen haben sich hinsichtlich des Ansatzes und der Wert-
haltigkeit der aktivierten Entwicklungskosten keine Einwendungen ergeben.

Verweis auf zugehörige Angaben

Zu den bezüglich der für die aktivierten Entwicklungskosten angewandten Bilanzie-
rungs- und Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die Angabe im Konzernanhang
im Abschnitt „Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze“ zu den Immateriellen
Vermögenswerten. Für die damit in Zusammenhang stehenden Angaben zu Ermes-
sensausübungen der gesetzlichen Vertreter und zu Quellen von Schätzungsunsicher-
heit sowie zu den Angaben zu den aktivierten Entwicklungskosten verweisen wir auf
die Angaben im Konzernanhang in den Abschnitten „Bilanzierungs- und Bewertungs-



grundsätze“, „Schätzungen und Beurteilungen des Managements“ sowie „Erläuterun-
gen zur Bilanz“ Textziffer 12 „Immaterielle Vermögenswerte“.

4. Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen für Gewährleistungs-
verpflichtungen

Gründe für die Bestimmung als besonders wichtiger Prüfungssachverhalt

Die Ermittlung der Verpflichtungen aus Gewährleistungsansprüchen erfolgt auf der
Basis des geschätzten Schadensverlaufs auf der Ebene einzelner Modelle und Modell-
jahre unter Zugrundelegung der bisherigen Schadensfälle, einschließlich ihrer Art,
ihrer Häufigkeit und der Kosten für ihre Beseitigung sowie unter Berücksichtigung
des historischen und erwarteten Kulanzverhaltens. Sofern außergewöhnliche tech-
nische Einzelrisiken erwartet werden, erfolgt eine gesonderte Einschätzung, ob und
gegebenenfalls in welchem Umfang Maßnahmen zu ihrer Behebung notwendig sind
und entsprechende Rückstellungen gebildet werden müssen.

Die Höhe der Rückstellungen für Gewährleistungsverpflichtungen ist insgesamt
bedeutsam. Darüber hinaus ergeben sich neben allgemeinen Ermessensspielräumen
in der Auswahl der Bewertungsverfahren sowie der Einschätzung der Verpflichtun-
gen zunehmend Schätzunsicherheiten aufgrund der zunehmenden Markteinführung
von Hybrid- und batterieelektrischen Fahrzeugen mit geringen Erfahrungswerten in
Bezug auf deren Schadensanfälligkeiten. Vor dem Hintergrund der Höhe des Rück-
stellungsbetrags und der im Rahmen der Bewertung vorhandenen Ermessensspiel-
räume war die Vollständigkeit und Bewertung von Rückstellungen aus Gewährleis-
tungsverpflichtungen einer der bedeutsamsten Sachverhalte.

Prüferisches Vorgehen

Hinsichtlich der Bilanzierung der Rückstellungen für Gewährleistungsverpflichtungen
haben wir uns mit den zugrunde liegenden Prozessen zur Erfassung der bisherigen
Schadensfälle, zur Ermittlung und Bewertung des geschätzten zukünftigen Schadens-
verlaufes sowie zur Bildung der Rückstellungen befasst und Kontrollen getestet.

Vor dem Hintergrund der Unsicherheit in Bezug auf den geschätzten zukünftigen
Schadensverlauf haben wir die zugrundeliegenden Bewertungsannahmen, insbeson-
dere zu den erwarteten Schadensraten pro Fahrzeug und deren Kosten, mit Hilfe von
Analysen auf der Basis von Vergangenheitsdaten beurteilt. Im Falle fehlender Erfah-



rungswerte wurden die zu Grunde liegenden Annahmen der gesetzlichen Vertreter
nachvollzogen und auf Basis von Vergangenheitsdaten für vergleichbare Sachverhal-
te plausibilisiert. Anhand der aus diesen Vergangenheitsdaten abgeleiteten Berech-
nungsgrundlagen haben wir die für die erwarteten Schadensfälle je Fahrzeug
geschätzten Kosten nachvollzogen. Zur Beurteilung der Vollständigkeit der Rück-
stellungen haben wir darüber hinaus die für die Rückstellungsbildung zugrunde
gelegte Anzahl der verkauften Fahrzeuge mit den Absatzmengen abgestimmt. Das
Berechnungsschema der Rückstellungen haben wir, einschließlich der Abzinsung,
methodisch und rechnerisch nachvollzogen.

Für wesentliche technische Einzelrisiken haben wir deren erwartete Schadenshäufig-
keiten sowie die Ermittlung der erwarteten Kosten je Fall bzw. Fahrzeug auf der
Grundlage von Dokumentationen über bisherige Schadensfälle, der Einsicht in
Beschlüsse technischer Gremien und von Erörterungen mit den zuständigen Abteilun-
gen beurteilt.

Aus unseren Prüfungshandlungen haben sich keine Einwendungen hinsichtlich der
Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen für Gewährleistungsverpflichtun-
gen ergeben.

Verweis auf zugehörige Angaben

Zu den im Rahmen der Bilanzierung von Rückstellungen aus Gewährleistungs-
verpflichtungen angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen verweisen
wir auf die Angaben im Konzernanhang im Abschnitt „Bilanzierungs- und Bewer-
tungsgrundsätze“ sowie „Lang- und kurzfristige sonstige Rückstellungen“.

5. Ermittlung der erwarteten Restwerte der vermieteten Vermögenswerte
(Leasingvermögen) im Rahmen des Werthaltigkeitstests

Gründe für die Bestimmung als besonders wichtiger Prüfungssachverhalt

In den vermieteten Vermögenswerten (Leasingvermögen) werden Kraftfahrzeuge
aus laufenden Leasingverträgen ausgewiesen. Hinsichtlich dieser Fahrzeuge besteht
ein Wertminderungsrisiko, das primär von der Höhe des zum Leasingende erwarteten
Restwerts abhängig ist. Die Ermittlung der erwarteten Restwerte dieser Kraftfahr-
zeuge ist ein wesentlicher Bereich, der mit Schätzunsicherheiten behaftet ist und in



dem die gesetzlichen Vertreter der Volkswagen Financial Services AG Ermessens-
entscheidungen treffen.

Der erwartete Restwert wird im Rahmen des Werthaltigkeitstest vierteljährlich
mittels interner und externer Vermarktungsergebnisse sowie auf Basis von
Schätzungen bezüglich zukünftiger Marktpreisentwicklungen überprüft.

Vor dem Hintergrund der bestehenden Schätzunsicherheit, der Ermessensspielräume
bei der Ermittlung der Restwerte sowie der betragsmäßig großen Bedeutung im
Rahmen des Wertminderungstestes ist die Ermittlung der erwarteten Restwerte im
Rahmen unserer Prüfung ein besonders wichtiger Prüfungssachverhalt. Aufgrund der
nicht abschließend beurteilbaren Auswirkungen der weltweiten COVID-19-Pandemie
sind die Schätzunsicherheiten im Rahmen der Ermittlung der erwarteten Restwerte
nochmals deutlich erhöht.

Prüferisches Vorgehen

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir den von den gesetzlichen Vertretern der
Volkswagen Financial Services AG implementierten Prozess zur Überwachung und
Ermittlung der Restwerte auf mögliche Fehlerrisiken analysiert und uns ein Verständ-
nis über die Prozessschritte und Kontrollen verschafft. Darauf aufbauend haben wir
die implementierten Kontrollen hinsichtlich ihrer Wirksamkeit in Bezug auf die
Ermittlung der erwarteten Restwerte getestet. Zur Beurteilung des für die Ermittlung
der Restwerte verwendeten Prognosemodells haben wir auf Basis der Modellkonzep-
tion das Validierungskonzept gewürdigt und die durchgeführten Validierungshandlun-
gen bzw. deren Backtestingergebnisse dahingehend analysiert, ob Anpassungsbedarf
identifiziert wurde bzw. ob eine auffällige Anzahl von Ausreißern vorgelegen hat. Des
Weiteren haben wir beurteilt, ob die dem Prognosemodell zu Grunde liegenden
Modellannahmen sowie die verwendeten Parameter für die Ermittlung der erwarteten
Restwerte nachvollziehbar dokumentiert sind. Wir haben Nachweise über die verwen-
deten wesentlichen Ausgangsdaten und Annahmen in Bezug auf Alter, Laufleistung
und Lebenszyklus der Fahrzeuge zur Ermittlung der Restwerte erlangt und hin-
sichtlich ihrer Aktualität und Nachvollziehbarkeit untersucht. Die getroffenen Ver-
marktungsannahmen haben wir dahingehend beurteilt, ob sie mit aktuellen Vermar-
ktungsergebnissen sowie branchenspezifischen und allgemeinen Markterwartungen
im Einklang stehen.

Aus unseren Prüfungshandlungen haben sich keine Einwendungen gegen die Ermitt-
lung der erwarteten Restwerte der vermieteten Vermögenswerte (Leasingvermögen)
im Rahmen des Werthaltigkeitstests ergeben.



Verweis auf zugehörige Angaben

Zu den bezüglich der für die vermieteten Vermögenswerte angewandten Bilanzie-
rungs- und Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die Angabe im Konzernanhang
im Abschnitt „Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze“ zu den vermieteten Vermö-
genswerten. Für die damit in Zusammenhang stehenden Angaben zu Ermessens-
ausübungen der gesetzlichen Vertreter und zu Quellen von Schätzungsunsicherheit
verweisen wir auf die Angaben im Konzernanhang in den Abschnitten „Bilanzierungs-
und Bewertungsgrundsätze“, „Schätzungen und Beurteilungen des Managements“
sowie „Erläuterungen zur Bilanz“ Textziffer 14 „Vermietete Vermögenswerte und als
Finanzinvestition gehaltene Immobilien“.

Sonstige Informationen

Der Aufsichtsrat ist für den Bericht des Aufsichtsrats verantwortlich. Für die
Erklärung nach § 161 AktG zum Deutschen Corporate Governance Kodex, die
Bestandteil der Konzernerklärung zur Unternehmensführung ist, sind die gesetz-
lichen Vertreter und der Aufsichtsrat verantwortlich. Im Übrigen sind die gesetz-
lichen Vertreter für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen
Informationen umfassen die in der Anlage genannten Bestandteile des Geschäfts-
berichts.

Unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht
erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben
wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfolge-
rung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die sonstigen
Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen

• wesentliche Unstimmigkeiten zum Konzernabschluss, Konzernlagebericht oder
unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder

• anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.



Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Konzern-
abschluss und den Konzernlagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzern-
abschlusses, der den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend
nach § 315e Abs. 1 HGB anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften in
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Konzernabschluss unter
Beachtung dieser Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner sind
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermög-
lichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen
Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür
verantwortlich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilan-
zieren, es sei denn, es besteht die Absicht den Konzern zu liquidieren oder der
Einstellung des Geschäftsbetriebs oder es besteht keine realistische Alternative dazu.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des
Konzernlageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Konzernlageberichts in Überein-
stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Konzern-
lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-
prozesses des Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts.



Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und
des Konzernlageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzern-
abschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten –
falschen Darstellungen ist, und ob der Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Konzernabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss
und zum Konzernlagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür,
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrich-
tigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage
dieses Konzernabschlusses und Konzernlageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Konzernabschluss und im Kon-
zernlagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese
Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken,
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können;

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Konzernabschlusses
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Konzernlage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen



zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme abzugeben;

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben;

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereig-
nissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit
des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können.
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben
im Konzernabschluss und im Konzernlagebericht aufmerksam zu machen oder,
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise.
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der
Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann;

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzern-
abschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Kon-
zernabschluss unter Beachtung der IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind,
und der ergänzend nach § 315e Abs. 1 HGB anzuwendenden deutschen
gesetzlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt;

• holen wir ausreichende, geeignete Prüfungsnachweise für die Rechnungs-
legungsinformationen der Unternehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb
des Konzerns ein, um Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzern-
lagebericht abzugeben. Wir sind verantwortlich für die Anleitung, Überwachung
und Durchführung der Konzernabschlussprüfung. Wir tragen die alleinige
Verantwortung für unsere Prüfungsurteile;



• beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts mit dem Konzern-
abschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von
der Lage des Konzerns;

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dar-
gestellten zukunftsorientierten Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertre-
tern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annah-
men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den
zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den
geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir
während unserer Prüfung feststellen.

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab,
dass wir die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und
erörtern mit ihnen alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen ver-
nünftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit
auswirken, und die hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen.

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung
Verantwortlichen erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des
Konzernabschlusses für den aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren
und daher die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese
Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechts-
vorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus.



Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen

Vermerk über die Prüfung der für Zwecke der Offenlegung erstellten elektroni-
schen Wiedergaben des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts nach
§ 317 Abs. 3b HGB

Prüfungsurteil

Wir haben gemäß § 317 Abs. 3b HGB eine Prüfung mit hinreichender Sicherheit
durchgeführt, ob die in der beigefügten Datei VWAG_JFB_Konzern_2020-12-31
enthaltenen und für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben des Konzern-
abschlusses und des Konzernlageberichts (im Folgenden auch als „ESEF-Unterlagen“
bezeichnet) den Vorgaben des § 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichts-
format („ESEF-Format“) in allen wesentlichen Belangen entsprechen. In Einklang mit
den deutschen gesetzlichen Vorschriften erstreckt sich diese Prüfung nur auf die
Überführung der Informationen des Konzernabschlusses und des Konzernlage-
berichts in das ESEF-Format und daher weder auf die in diesen Wiedergaben ent-
haltenen noch auf andere in der oben genannten Datei enthaltene Informationen.

Nach unserer Beurteilung entsprechen die in der oben genannten beigefügten Datei
enthaltenen und für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben des Konzern-
abschlusses und des Konzernlageberichts in allen wesentlichen Belangen den Vor-
gaben des § 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat. Über dieses
Prüfungsurteil sowie unsere im voranstehenden „Vermerk über die Prüfung des
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts“ enthaltenen Prüfungsurteile zum
beigefügten Konzernabschluss und zum beigefügten Konzernlagebericht für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 hinaus geben wir
keinerlei Prüfungsurteil zu den in diesen Wiedergaben enthaltenen Informationen
sowie zu den anderen in der oben genannten Datei enthaltenen Informationen ab.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung der in der oben genannten beigefügten Datei enthaltenen
Wiedergaben des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 Abs. 3b HGB unter Beachtung des Entwurfs des IDW Prüfungs-
standards: Prüfung der für Zwecke der Offenlegung erstellten elektronischen Wieder-
gaben von Abschlüssen und Lageberichten nach § 317 Abs. 3b HGB (IDW EPS 410)
durchgeführt. Unsere Verantwortung danach ist im Abschnitt „Verantwortung des
Konzernabschlussprüfers für die Prüfung der ESEF-Unterlagen“ weitergehend
beschrieben. Unsere Wirtschaftsprüferpraxis hat die Anforderungen an das Qualitäts-



sicherungssystem des IDW Qualitätssicherungsstandards: Anforderungen an die
Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) angewendet.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für die ESEF-
Unterlagen

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sind verantwortlich für die Erstellung der
ESEF-Unterlagen mit den elektronischen Wiedergaben des Konzernabschlusses und
des Konzernlageberichts nach Maßgabe des § 328 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 HGB und für
die Auszeichnung des Konzernabschlusses nach Maßgabe des § 328 Abs. 1 Satz 4
Nr. 2 HGB.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft verantwortlich für die
internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Erstellung der ESEF-
Unterlagen zu ermöglichen, die frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – Verstößen gegen die Vorgaben des § 328 Abs. 1 HGB an das elektro-
nische Berichtsformat sind.

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sind zudem verantwortlich für die
Einreichung der ESEF-Unterlagen zusammen mit dem Bestätigungsvermerk und dem
beigefügten geprüften Konzernabschluss und geprüften Konzernlagebericht sowie
weiteren offenzulegenden Unterlagen beim Betreiber des Bundesanzeigers.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung der Erstellung der ESEF-
Unterlagen als Teil des Rechnungslegungsprozesses.

Verantwortung des Konzernabschlussprüfers für die Prüfung der ESEF-Unterlagen

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die ESEF-
Unterlagen frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – Verstößen
gegen die Anforderungen des § 328 Abs. 1 HGB sind. Während der Prüfung üben wir
pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber
hinaus

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder
unbeabsichtigter – Verstöße gegen die Anforderungen des § 328 Abs. 1 HGB,
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen;



• gewinnen wir ein Verständnis von den für die Prüfung der ESEF-Unterlagen
relevanten internen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter
den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Kontrollen abzugeben;

• beurteilen wir die technische Gültigkeit der ESEF-Unterlagen, d. h. ob die die
ESEF-Unterlagen enthaltende Datei die Vorgaben der Delegierten Verordnung
(EU) 2019/815 in der zum Abschlussstichtag geltenden Fassung an die tech-
nische Spezifikation für diese Datei erfüllt;

• beurteilen wir, ob die ESEF-Unterlagen eine inhaltsgleiche XHTML-Wiedergabe
des geprüften Konzernabschlusses und des geprüften Konzernlageberichts
ermöglichen;

• beurteilen wir, ob die Auszeichnung der ESEF-Unterlagen mit Inline XBRL-
Technologie (iXBRL) eine angemessene und vollständige maschinenlesbare
XBRL-Kopie der XHTML-Wiedergabe ermöglicht.

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO

Wir wurden von der Hauptversammlung am 30. September 2020 als Konzern-
abschlussprüfer gewählt. Wir wurden am 23. November 2020 vom Aufsichtsrat
beauftragt. Wir sind seit dem Geschäftsjahr 2020 als Konzernabschlussprüfer der
VOLKSWAGEN AKTIENGESELLSCHAFT tätig.

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile
mit dem zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO
(Prüfungsbericht) in Einklang stehen.

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Martin Matischiok.



Anlage zum Bestätigungsvermerk:

1.  Nicht inhaltlich geprüfte Bestandteile des Konzernlageberichts

Folgenden Bestandteil des Konzernlageberichts haben wir nicht inhaltlich geprüft:

• die auf der im Konzernlagebericht angegebenen Internetseite veröffentlichte
Konzernerklärung zur Unternehmensführung, die Bestandteil des Konzernlage-
berichts ist.

2.  Weitere Sonstige Informationen

Die „Sonstigen Informationen" umfassen die folgenden Bestandteile des Geschäfts-
berichts, von denen wir eine Fassung bis zur Erteilung dieses Bestätigungsvermerks
erlangt haben:

• An unsere Aktionäre

• Konzernbereiche

• Weitere Informationen

• Versicherung der gesetzlichen Vertreter

• den gesonderten nichtfinanziellen Bericht

aber nicht der Konzernabschluss, nicht die in die inhaltliche Prüfung einbezogenen
Konzernlageberichtsangaben und nicht unseren dazugehörigen Bestätigungs-
vermerk.



3.  Informationen des Unternehmens außerhalb des Geschäftsberichts, auf die
im Konzernlagebericht verwiesen wird

Der Konzernlagebericht enthält weitere Querverweise auf Internetseiten des
Konzerns. Die Informationen, auf die sich die Querverweise beziehen, haben wir nicht
inhaltlich geprüft.

Hannover, 26. Februar 2021

Ernst & Young GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Meyer Matischiok
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer


